
 

 

Vernehmlassung zur 
Änderung des Nationalstrassenabgabegesetzes im Rahmen der Anpassung des  
Bundesbeschlusses über das Nationalstrassennetz 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Besten Dank für die Möglichkeit, zum oben erwähnten Entwurf Stellung nehmen zu dürfen.  

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) hat sich seinerzeit skeptisch gegen die nun be-

schlossene Erweiterung des Nationalstrassennetzes um 400 Kilometer geäussert. Den daraus 

folgenden Finanzierungsproblemen können wir uns aber nicht verschliessen und nehmen kurz 

wie folgt dazu Stellung: 

Der SGB ist mit der vorgeschlagenen Änderung des Nationalstrassenabgabegesetzes nur be-

dingt einverstanden. Die Vignette ist eine Pro-Kopf-Finanzierung und somit unsozial. Wir finden 

deshalb den Aufschlag weit über dem Ausgleich der Teuerung zu hoch. Sie sollte jedenfalls deut-

lich unter Fr. 100.- sein. Die neue Zweimonatsvignette ist eine sinnvolle Neuerung. Wir sind in je-

dem Fall damit einverstanden, dass die neuen Abgaben erst dann erhoben werden, wenn sie 

auch wirklich gebraucht werden und somit die Inkraftsetzung entsprechend verzögert wird. 

Zu den technischen Details nehmen wir nicht Stellung. 

Freundliche Grüsse 

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

Paul Rechsteiner Rolf Zimmermann 

Präsident Geschäftsführender Sekretär 

 

Bern, 30. Juni 2011

Oberzolldirektion 

Sektion  

Fahrzeuge und Strassenverkehrsabgaben 

Monbijoustrasse 40 

3003 Bern 

123 RZ/es 


